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Von Tanja Ochs

Meinung

Ohne Kirchturm
Die Region ist ein Kunstgebilde, vor
50 Jahren zusammengewürfelt aus
höchst unterschiedlichen Landstri-
chen, um die Regionalplanung zu
lenken. Insgesamt zwölf Regional-
verbände sind bei der Verwaltungs-
reform entstanden, Heilbronn-Fran-
ken ist mit 111 Gemeinden flächen-
mäßig der größte. Umso schwieri-
ger ist es, alle Beteiligten unter ei-
nen Hut zu bekommen. Die Bürger-
initiative Pro Region will seit ihrer
Gründung 1997 ein Wir-Gefühl ver-
mitteln und gemeinsame Stärken
hervorheben. Ziel ist eine Zusam-
menarbeit ohne Kirchturmdenken.
Die Regionaltage sind Teil dieser
Identifikations-Kampagne für mehr
Regionalbewusstsein. Die Verant-
wortlichen wissen, dass das kein
Selbstläufer ist. Von Haus aus fühlt
sich der Eppinger kaum dem Wert-
heimer verbunden. Dabei profitie-
ren beide von der dynamischen
Entwicklung einer Region, die sich
zu Recht sehr selbstbewusst gibt.
Immerhin ist sie trotz ländlicher
Prägung eine der stärksten Wirt-
schaftsregionen Deutschlands.

Doch alle Superlative können
nicht darüber hinwegtäuschen, dass
es offene Flanken gibt. Bei Verkehr,
Tourismus oder dem Ausbau erneu-
erbarer Energien muss die Region
am Ball bleiben. Eine Initiative wie
Pro Region, die als Netzwerk alle Ak-
teure zusammenbringt, drängende
Themen auf die Agenda setzt und
die Gemeinsamkeit fördert, ist
dabei für den Erfolg unverzichtbar.

Seite 26

@ Ihre Meinung?
tanja.ochs@stimme-mediengruppe.de

Die Region braucht ein gutes
Netzwerk, um erfolgreich zu sein,

meint unsere Autorin.

Apotheken
stundenweise
geschlossen

HOHENLOHE Viele Apotheken in ganz
Deutschland werden am Mittwoch,
27. September, von 13 bis 16 Uhr
ihre Türen geschlossen halten. Die
Apotheker protestieren gegen die
Politik von Gesundheitsminister
Karl Lauterbach. Plakate weisen da-
rauf hin, welche Betriebe mitma-
chen. Die stundenweise Schließung
findet in einem Zeitfenster statt, in
der die Rede des Ministers auf dem
Deutschen Apothekertag erwartet
wird. Den Apothekern soll Gelegen-
heit gegeben werden, diese online
übertragene Rede zu verfolgen.

Die Apotheker kritisieren eine
aus ihrer Sicht ungenügende Hono-
rierung, zu viel Bürokratie und
Lieferengpässe bei Arzneimitteln.
Die Versorgung ist während der
Schließzeit durch Notdienst-
Apotheken sichergestellt. Welche
Einrichtungen Notdienst haben, ist
auf www.lak-bw.de nachzulesen. red

Nicht jedes Bauvorhaben gefällt den Nachbarn. Eine geplante Verschlankung des Baurechts könnte dazu führen, dass öfter geklagt wird. Foto: Tscherwitschke

Klagen statt Bedenken äußern?
HOHENLOHE Geplante Vereinfachung des Baurechts könnte für mehr Beschäftigung bei Gerichten sorgen

Von unseren Redakteuren
Yvonne Tscherwitschke

und Götz Greiner

E
ine weitere Vereinfachung
des Baurechts ist mit Blick
auf Nachbareinwendungen
geplant. So sollen Anwohner

nicht mehr automatisch bei gepla-
Bauvorhaben informiert werden.
Dagegen regt sich Widerstand.
Denn was nach Vereinfachung
klingt, hat Auswirkung auf alle
Grundstückseigentümer: Bislang
benachrichtigte die Gemeinde An-
grenzer spätestens fünf Tage nach
Antragseingang über eine geplante
Baumaßnahme. Künftig soll das nur
dann noch geschehen, wenn die
nachbarrechtlichen Belange davon
verletzt werden, also wenn zu nah
gebaut werden soll oder Lärm oder
Geruch zu erwarten sind. Statt früh-
zeitig zu widersprechen, bleibe spä-
ter im Verfahren nur der Gang vor
Gericht, sagen Kritiker.

Benjamin Müller, Bauamtsleiter
der Gemeinde Bretzfeld, erklärt
dazu: Wenn sogenannte nachbar-
schützende Vorschriften nicht ein-

gehalten werden, seien diese Nach-
barn zu hören. Im Bauantrag, so
Müller, müssten Abweichungen, Be-
freiungen, Ausnahmen vom Bau-
herrn oder Planer beantragt wer-
den. Dann wird ersichtlich, ob und
wo die Gemeinde handeln muss.

Aber: „Diese Anträge müssen ge-
prüft werden.“ Aus Erfahrung weiß
Müller, dass viele Ausnahme- und
Abweichungsanträge erst gestellt
werden, wenn die Baurechtsbehör-
de dazu aufgefordert habe. Auf den
ersten Blick könnte es für Gemein-
den ohne eigene Baurechtsbehör-
de, wie es Bretzfeld ist, durch direk-
ten Eingang der Anträge und Digita-
lisierung und Verschlankung der
Nachbaranhörung sicherlich etwas
einfacher werden. Müller geht aber
davon aus, dass die Gemeinde mit
Angaben über die Angrenzer, also
die Weiterleitung von Adressen und
ähnlichem, trotzdem der Genehmi-
gungsbehörde zuarbeiten müsse.
Die Arbeit mit der gemeindlichen
Stellungnahme bleibe zudem.

Prüfungen Ob sich die Genehmi-
gungsverfahren dadurch beschleu-
nigen lassen? „Sobald die Digitali-
sierung läuft, entfallen Postwege“,
sagt Müller. Die Zeit, die zur Bear-
beitung der Anträge gebraucht wer-
de, bleibe, auch wenn die Aufgaben
verschoben würden. Im Übrigen sei

es bisher schon so, dass Gemeinde
und Baurechtsbehörde parallel ei-
nen Bauantrag bearbeiten.

Und welche Instrumente haben
die Nachbarn noch, um sich einem
störenden Bauvorhaben zu wider-
setzen? Müller: „Die Baurechtsbe-
hörden müssen die Entscheidung
auch allen nicht beteiligten Nach-
barn, die in ihren Belangen berührt
sein könnten, bekannt geben. Somit
können Nachbarn ihre Rechte im-
mer noch in einem Rechtsmittelver-
fahren wahren“, erklärt Müller. Ob
der Widerspruch, beziehungsweise
die Klage, aufschiebende Wirkung
hat, werde auf den Fall ankommen.

Kai Langenecker, Bauamtsleiter
der Großen Kreisstadt Öhringen, re-
lativiert vorerst auch und verweist
auf die Stellungnahme des Städte-
tags. Der kritisiert: Das Land habe

die Bedenken zur Änderung der
Nachbarbeteiligung nur oberfläch-
lich aufgegriffen. Nach dem Ent-
wurf müssten Abweichungen ge-
sondert beantragt werden. Das sei
aber oft nicht gleich erkennbar. Ein
Verzicht auf die Nachbarbeteiligung
erhöhe das Risiko der Anfechtung
von Genehmigungen. Der Städtetag
glaubt: Das dürfte dazu führen, dass
die meisten Behörden meist weiter-
hin alle Angrenzer benachrichtigt.

„Eine Baurechtsnovelle ist in je-
dem Fall erforderlich“, ergänzt Ste-
fan Neumann, Bürgermeister der
Stadt Künzelsau. Er sieht aber eben-
falls einige Punkte, die nachgebes-
sert werden müssen. Er unterstütze
den Städtetag – neben einer Begren-
zung der Nachbarbeteiligung auf
Verfahren mit Befreiungen – zu re-
geln, dass die Abweisung von Nach-

bareinwänden nicht schriftlich be-
gründet werden muss. „Das würde
Baurechtsbehörden wirklich entlas-
ten, da oft Nachbarschaftsfehden
über die Baubehörden ausgetragen
werden.“

Zeitfenster Die Möglichkeit, die
Zahl der benachrichtigten Nach-
barn zu beschränken, bestehe be-
reits in der aktuellen Landesbauord-
nung, sie werde aber in der Regel
nicht angewendet, sagt Torsten
Keilbach, Leiter des Bauamts des
Gemeindeverwaltungsverbands
Mittleres Kochertal. Er erwartet
eine „Verschiebung von Zeitfens-
tern“: Die Nachbarn werden nun
später benachrichtigt. Auch andere
Fristen beginnen erst, wenn der An-
trag vom Landratsamt an die Ge-
meinde weitergeleitet wurde. Zwar

erwarte er keine Beschleunigung,
aber eine Entlastung, „da wir genau
mitgeteilt bekommen, welche An-
grenzer angehört werden müssen“.
Er sei skeptisch, ob sich daraus
wirklich eine Beschleunigung erge-
be. „Ich lasse mich aber gerne posi-
tiv überraschen.“

Etwas günstiger sieht es Joachim
Scholz, Bürgermeister von Schön-
tal. Gut sei, Verfahren zu entschla-
cken und zu beschleunigen. Wichtig
sei, dass rechtlich einwandfreie Ent-
scheidungen getroffen werden ,
dass es dann Rechtsmittel gibt,
wenn offensichtliches Unrecht ge-
schehen sollte. Es gebe viele Fälle,
in denen Nachbarn aus sachfrem-
den Erwägungen heraus Bauprojek-
te anfechten und verhindern – „und
sei es nur, dass man den Nachbarn
nicht ausstehen kann“.

„Das würde Baurechts-
behörden wirklich
entlasten, da oft

Nachbarschaftsfehden
über die Baubehörden
ausgetragen werden.“

Stefan Neumann

Fast schon Satire: Ein Beispiel bürokratischer Hürden
„Zu bemerken ist, dass dieses Projekt

von den ehrenamtlich tätigen Heimat-
freunden unter Leitung von Ortsvorste-
her Klaus Eckert durchgeführt wurde.“
Bewundernswert sei, dass sie die gute
Laune nicht verloren haben beim An-
trags-Marathon. Die geplanten Kosten
wurden überstiegen, die Gemeinde
Schöntal werde einspringen. „Ein Fach-
betrieb, der lange Jahre auf dem Markt
ist, braucht keine drei Gutachten, um ein
Dach zu erstellen!“, schließt Scholz. göz

Die Hoffnung war groß, mit dem Bau
beginnen und die Frist einhalten zu
können. Doch die Behörde sagte: Eine
Schneelast-Berechnung müsse noch
her, um sicher zu gehen, dass bei einem
harten Winter das mittlerweile dreifach
durchgerechnete Dach nicht einstürzen
wird. Auch dieses Gutachten habe ein
Fachmann mit positiver Bescheinigung
geliefert. „Mit Müh’ und Not“ sei das
Dach zeitig fertiggestellt und der
Zuschuss gegeben worden.

nen. Ein Architekt habe den Anbau ge-
plant, eine Fachfirma wurde beauftragt.
„Beide sind sehr erfahren“, so Scholz.
Als der Handwerker gerade „munter mit
der Realisierung beginnen wollte“, kam
die Anweisung von der Behörde: Ein
Statiker müsse eingeschaltet werden.
Der bescheinigte der Planung, dass
sie umgesetzt werden könne. Dann
„musste ein Prüfstatiker mit der Über-
prüfung des Statikers und des Archi-
tekten beauftragt werden“.

„Nach meiner Auffassung ist das ein ers-
ter Schritt, dem noch viele weitere fol-
gen müssen!“, schreibt Joachim Scholz,
Bürgermeister der Gemeinde Schöntal.
Das Baurecht sei viel zu aufgebläht und
kompliziert und müsse noch viel tiefer-
gehender entschlackt werden. Er erzählt
eine Anekdote von den Hürden beim
Bau eines gläsernen Vordachs am
Bürgerzentrum in Berlichingen: Das
habe schnell gebaut werden müssen,
um Zuschussfristen einhalten zu kön-

Historischer Brief erzielt bei Auktion fünfstellige Summe
Bieter zahlt 29000 Euro für rares Dokument von 1854 – Post-Beschwerdeformular wurde in Öhringen erfunden

Von unserem Redakteur
Torsten Büchele

ÖHRINGEN Eine philatelistische Rari-
tät aus Öhringen hat bei einer Ver-
steigerung 29 000 Euro erzielt. Das
meldet das Auktionshaus Heinrich
Köhler aus Wiesbaden. Die Summe
ist beinahe das Zehnfache von dem,
was der Besitzer als Mindestgebot
verlangt hat. Der Startpreis der Ver-
steigerung am 23. September be-
trug 3000 Euro. Wer der erfolgrei-
che Bieter ist, wird nicht genannt.

Das wertvolle Objekt, über das
die Hohenloher Zeitung im Vorfeld
der Auktion berichtet hatte, war ein
„Laufzettel für die Nachforschung
nach einer verlorenen Sendung“ aus
dem Jahr 1854. Das Stück stammt
aus der Post- und Briefmarken-
sammlung des verstorbenen Ten-

gelmann-Eigentümers Erivan Haub.
Sie gilt als umfassendste Sammlung
der Artefakte zur Post in den altdeut-
sche Staaten, also vor der Reichs-
gründung im 19. Jahrhundert.

Nachforschung Besagter „Laufzet-
tel fahrender Post“ ist quasi ein his-
torisches Beschwerdeformular. Er
wurde 1854 von Öhringen nach Heil-
bronn verschickt. Ein „Reclamant“
beklagt darin, dass er über die Zu-
stellung eines von ihm versandten
Pakets keine Nachricht erhalten
habe und fordert nun „eine eigen-
händige Empfangs-Bestätigung des
Adressaten“ oder „eine andere
genügende Auskunft“. Eine hand-
schriftliche Ergänzung belegt, dass
das Postamt Heilbronn bereits am
Folgetag bestätigt, das Paket „rich-
tig austragen zu haben“.

Wenn ein Postkunde damals
Nachforschungen zu einer vermiss-
ten Sendung anstellte, musste er zu-
nächst einen solchen Fragebogen
ausfüllen. Mit den Daten aus dem
Fragebogen wurde ein Laufzettel er-
stellt und an das Bestimmungspost-
amt geschickt. Für solche Laufzettel
wurde eine Gebühr erhoben, die
meist mit Marken auf dem Formular
verrechnet wurde. Wenn die Auf-
gabepostanstalt die korrekte Zustel-
lung feststellte, zog sie die Laufzet-
telgebühr von den Kunden ein. Heu-
te werden die Laufzettel bei der Post
„Nachforschungsauftrag“ genannt.

Das Besondere an diesem For-
mular ist: Es stellt einen seltenen
Prototyp der ersten amtlichen Lauf-
zettel dar. Das dekorative Postkut-
schen-Motiv im Briefkopf hatte sich
der Öhringer Posthalter Wilhelm

Lemppenau ausgedacht. „Vor Ein-
führung der ersten amtlichen Lauf-
zettel initiierte Posthalter Lemppe-
nau dekorative illustrierte Post-
scheine“, heißt es im Auktionskata-
log. Seine Idee wurde 1856 in ganz
Württemberg übernommen. Der
Posthalter war ein selbstständiger
Unternehmer, der das Postamt in
Öhringen betrieb, das sich damals
noch in der Poststraße befand. Dazu
gehörte auch eine Wechselstation
für die Pferde sowie ein Gasthof.

Krönung Das Formular ist „ein-
wandfrei“ und „farbfrisch“ erhalten,
steht im Katalog: „Ein ebenso attrak-
tives wie seltenes Stück in einwand-
freier Erhaltung.“ Zusammen mit
der besonders „sauber“ erhaltenen
Briefmarke darauf gebe es „kein ver-
gleichbares Stück“.

Dieses historische Dokument erzielte
29000 Euro. Foto: Auktionshaus Heinrich Köhler

Wege in die
Selbstständigkeit
REGION Die IHK Heilbronn-Franken
veranstaltet am Donnerstag, 28. Sep-
tember, von 10 bis 11.30 Uhr ein kos-
tenfreies Webinar für potenzielle
Existenzgründer mit dem Titel:
„Wie mache ich mich selbststän-
dig?“. Es geht dabei um Formen der
Existenzgründung, rechtliche An-
forderungen, Gewerbeanmeldung,
Businessplan, Rechtsformen und
Unternehmensbezeichnungen, Fi-
nanzierung und Förderprogramme
sowie Buchführung, Steuern und
Versicherungen. Anmeldung unter
www.ihk.de/heilbronn-franken. red
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